
ANNWEILER (ttg). Als einzige
Pfälzer Schule bietet das Tri-
fels-Gymnasium in Annweiler
ab nächstem Schuljahr Bildende
Kunst als Schwerpunktfach ab
Klasse 10 an. Damit will das von
der evangelischen Landeskirche
getragene Gymnasium sein Pro-
fil einer musisch betonten Ein-
richtung schärfen. Halbjährlich
wechselnde Zusatzmodule in
Theorie und Praxis sollen ab
Jahrgangsstufe elf den Kernleis-
tungskurs ergänzen und Koope-
rationen – etwa mit der Universi-
tät in Landau sowie Künstlern
und Medienschaffenden der Re-
gion – ermöglichen. Als Paten lie-
ßen sich Kulturstaatssekretär
Walter Schumacher, Landeskir-
chenpräsident Christian Schad
und Landrätin Theresia Riedmai-
er in die Pflicht nehmen. Die Aus-
wahl der Schüler erfolgt in einer
Aufnahmeprüfung am 18. Febru-
ar. Weitere Infos: www.trifels-
gymnasium.de.  KULTUR

Das strenge Winterwetter
setzt den Straßen in Rhein-
land-Pfalz zu. Mit dem
nächsten Kälteeinbruch dro-
hen weitere Schäden. Die
Landesregierung hat 17 Mil-
lionen Euro zur Behebung
von Frostschäden bereit ge-
stellt.  SÜDWEST

LUDWIGSHAFEN (blt). Wegen um-
fangreicher Betrügereien mit Ver-
schmutzungsrechten und Sicher-
heitslücken im elektronischen Da-
teisystem hat die europäische
Kommission den Handel mit
CO2-Zertifikaten vorübergehend
gestoppt.

Das europäische Emissionshandels-
system, das als eines der wichtigs-
ten Instrumente im Kampf gegen
den Klimawandel gilt und das das
weltweit größte seiner Art ist,
bleibt seit Mittwochabend für min-
destens eine Woche teilweise aus-
gesetzt. Die EU-Kommissarin für
Klimaschutz, Hedegaard, stellte ges-
tern klar: Für die Zukunft des

CO2-Marktes sei es wichtig, sicher-
zustellen, „dass dieser für die Inves-
toren ein unverfälschtes CO2-Preis-
Signal aussendet“. In den vergange-
nen Jahren habe der Zertifikate-
markt „eine Größe erreicht, die ihn
zu einem potenziellen Ziel betrüge-
rischer Praktiken machen“.

Der europäische Handel mit Ver-
schmutzungsrechten gilt global als
zentrale Stelle, an den in den kom-
menden Jahren auch außereuropäi-
sche Staaten mit ihren, derzeit
noch im Entstehen begriffenen
Märkten für Verschmutzungsrech-
te „andocken“ wollen. So soll – im
Sinne des globalen Klimaschutzes –
allmählich ein weltweiter Handel
mit CO2-Zertifikaten entstehen.
 WIRTSCHAFT

SAARBRÜCKEN (rhp). Die Entschei-
dung über den Wechsel an der Re-
gierungsspitze des Saarlands ist an-
scheinend gefallen. Wie der Saar-
ländische Rundfunk gestern Abend
unter Berufung auf CDU-Kreise be-
richtete, soll die derzeitige Arbeits-
und Sozialministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer neue Minister-
präsidentin werden. Amtsinhaber
Peter Müller werde die 48-Jährige
auf einer Klausur am Samstag offi-
ziell vorschlagen. Kramp-Karren-
bauer soll demnach auch den CDU-
Landesvorsitz von Müller überneh-
men, bevor dieser Ende des Jahres
voraussichtlich als Richter ans Bun-
desverfassungsgericht wechselt. Zu
einer Kampfabstimmung mit Innen-
minister Stephan Toscani wird es
den SR-Informationen zufolge
nicht kommen.

VON JAN DIRK HERBERMANN, GENF

Die Liste liest sich wie ein „Who is
Who“ der Diktatoren: Duvalier aus
Haiti, Abacha aus Nigeria, Marcos
von den Philippinen, Mobutu aus Za-
ire, der heutigen Demokratischen
Republik Kongo. Sie pressten Geld
aus ihren Staaten heraus, bunkerten
die Beute in der Schweiz. Während
ihre Landsleute unter bitterer Ar-
mut litten, lebten die Herren in Saus
und Braus. Seit dieser Woche findet
sich der Name eines weiteren Des-
poten auf der Liste: Ben Ali, der ge-
stürzte Herrscher Tunesiens. Auch
er soll die Schweiz als sicheren Ha-
fen für Raubgeld genutzt haben.

Bern reagierte schnell: Die Regie-
rung sperrte mögliche Konten und
Vermögenswerte Ben Alis. Und
auch der Ex-Präsident der Elfen-

beinküste, Laurent Gbagbo, soll
nun nicht mehr auf seine Konten in
der Schweiz zugreifen können. Er-
schwert wird die Sperrung durch
die Tatsache, dass in der Regel
Strohmänner die Guthaben für Ty-
rannen wie Ben Ali einrichten, im
Bankverkehr erscheint so ein zu-
nächst unverdächtiger Name.

Die Regierung in Bern signalisiert
nun: Wir handeln. Wir beschlagnah-
men das sogenannte Potentaten-
geld, das die bestohlenen Staaten
nach einem ordentlichen Rechtsver-
fahren wieder zurückbekommen.

Der Fall Ben Ali zeigt jedoch:
Trotz einer Reihe eidgenössischer
Vorschriften zur Abwehr von Raub-
geld schaffen es Gewaltherrscher
vom Schlage des ehemaligen tunesi-
schen Staatschefs immer noch, Tei-
le ihrer Beute in Schweizer Treso-

ren zu verstecken. Ben Ali beraubte
sein Volk seit Jahrzehnten. Wussten
die Schweizer Banken das nicht? Ei-
nige der Bankiers in Zürich, Genf
und Lugano scheren sich offensicht-
lich noch immer nicht um die Her-
kunft von Geldern. Im Gegenteil:
Sie bieten sich einer dubiosen Klien-
tel als Geschäftspartner an.

Die bestohlenen Länder müssen
anschließend jahrelang auf die
Rückgabe ihrer Gelder warten. So
bemüht sich Haiti seit geraumer
Zeit um die Überweisung mehrerer
Millionen Dollar, die Ex-Diktator
Duvalier und sein Clan in die

Schweiz geschleust hatten. Die
obersten Richter Helvetiens verwei-
gerten die Rückgabe an das ge-
schundene Volk Haitis mit der Be-
gründung, die Missetaten Duva-
liers seien verjährt.

Ein im Februar in Kraft tretendes
Gesetz soll einen neuen Fall Duva-
lier verhindern. Raubgeld kann
dann schneller zurückgeführt wer-
den. Für die Menschen in Kongo
kommt die Regelung zu spät.
Schweizer Richter gaben vor an-
derthalb Jahren die blockierten
Raubgelder des Ex-Diktators Mobu-
tu von mehr als fünf Millionen Euro
frei – für Mobutus Erben.

Ein großer Teil der Schweizer
Banker und Politiker haben aus all
diesen Raubgeldskandalen offen-
bar nichts gelernt. Ihr Motto lautet
wie eh und je: Geld stinkt nicht.
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Der Krise in dem nordafrikanischen Land
zum Trotz bestätigen Reisebüros in der Pfalz:
Der Urlaub ist der Deutschen liebstes Kind
und bleibt es auch.   WIRTSCHAFT

Trifels-Schule:
Kunst-Unterricht
für Begabte

Deutsche Handballer mit
Sieg über Tunesien weiter

KRISTIANSTAD (de). Durch den dritten Sieg
im fünften Spiel sind die deutschen Handbal-
ler in die Hauptrunde der WM in Schweden
eingezogen. Die Mannschaft von Bundestrai-
ner Heiner Brand besiegte zum Abschluss
der Vorrunde gestern Afrikameister Tunesien
mit 36:26 (15:12). Vor 3050 Zuschauern in
Kristianstad waren Pascal Hens (6 Tore/HSV
Hamburg) und Sebastian Preiß (5/TBV Lem-
go) die besten Werfer des Weltmeisters von
2007. In der morgen beginnenden Hauptrun-
de, in die Deutschland nach Niederlagen ge-
gen Frankreich (23:30) und Schweden
(24:26) mit null Punkten einzieht, sind in Jön-
köping der Olympiazweite Island sowie Un-
garn und Norwegen die nächsten Gegner.

HEUTE

STUTTGART/BRÜSSEL (zch/rhp).
Bei der Euro-Rettung drückt EU-
Kommissionspräsident José Manu-
el Barroso aufs Tempo. Der Anteil
der Euro-Länder am Rettungs-
schirm, 440 Milliarden Euro, sei der-
zeit nicht voll verfügbar. Deshalb
gehe es darum, das vereinbarte Vo-
lumen des Rettungsschirms effek-
tiv nutzbar zu machen. „Wir müs-
sen den Märkten jetzt klar machen,
dass wir nicht nur Erklärungen ab-
geben, sondern Entscheidungen
treffen. Und das ist nicht nur die
Meinung des Kommissionspräsi-
denten José Manuel Barroso. Das
ist auch die Position des Präsiden-
ten der Europäischen Zentralbank.
Deshalb verstehe ich das Zögern
nicht“, sagte Barroso im Interview
mit der RHEINPFALZ.

Barroso bestritt, dass es ein Zer-
würfnis mit Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel gebe. Die Bundesregie-
rung und die EU-Kommission stün-
den „Seite an Seite im Kampf gegen
die Eurokrise“. Er habe nicht den ge-
ringsten Zweifel an der deutschen
Entschlossenheit zu handeln.
„Kanzlerin Merkel wird alles in ih-
rer Macht Stehende tun, um die Sta-
bilität der Eurozone zu sichern. Bei
anderen, um das einmal klar zu sa-
gen, war das nicht immer so eindeu-
tig“, sagte Barroso.

Zugleich wies Barroso den Ver-
dacht zurück, er wolle die EU zu ei-
ner Transferunion umgestalten, in
der ein Land für die Schulden eines
anderen aufkommt. „Wir wollen
keine Transferunion, und wir ma-
chen keine. Kein Land ist verant-
wortlich für die Schulden eines an-
deren – nicht einmal mit dem Ret-
tungsschirm“, betonte Barroso.

Der Chef des Euro-Rettungs-
schirms, der Deutsche Klaus Reg-
ling, sieht derzeit keine Notwendig-
keit, den Garantiefonds für über-
schuldete Euro-Länder aufzusto-
cken. Es gebe keinen akuten Be-
darf, sagte Regling gestern im
Deutschlandfunk. Auch wenn Spa-
nien und Portugal unter den Schutz-
schirm schlüpfen müssten, werde
das Geld reichen. Momentan seien
die beiden Länder jedoch in der
Lage, sich selbst am Markt zu refi-
nanzieren, sagte Regling.

Die Risiken des Rettungsschirms
für den Steuerzahler sind Reglings
Worten zufolge gering. „Die Wahr-
scheinlichkeit, dass der Bundes-
haushalt einen Gewinn macht mit
diesen Operationen, ist größer, als
dass es einen Verlust gibt“, sagte
Regling. Schließlich erhalte
Deutschland eine Prämie für die
zur Verfügung gestellten Garan-
tien.

Deutschland positioniert sich der-
weil immer klarer gegen die in der
EU diskutierten Aufkaufprogram-
me griechischer Schulden. Im Bun-
destag werde es für solche Program-
me des Euro-Rettungsschirms EFSF
keine Mehrheit geben, warnten die
europapolitischen Sprecher von
Union und Liberalen.
 INTERVIEW SEITE 3

Sebastian Preiß war mit fünf Treffern am
hohen deutschen Sieg beteiligt.  FOTO: AFP

Nach dem Schnee die Schlaglöcher

Zum Auftakt der Internationa-
len Grünen Woche hat Bundes-
agrarministerin Ilse Aigner
(CSU) an die Verbraucher appel-
liert, den Lebensmitteln mehr
Wertschätzung entgegenzubrin-
gen. Es handele sich um „Mittel
zum Leben, die ihren Preis wert
sein müssen“, sagte Aigner ges-
tern. Angesichts der Preissteige-
rung von 1,6 Prozent für Lebens-
mittel im vergangenen Jahr geht
die Ministerin davon aus, dass
sich diese Entwicklung „wohl so
fortsetzen wird“. Auch der Deut-
sche Bauernverband erwartet in
Zukunft steigende Preise. Die
Zeit der billigen Lebensmittel sei
vorbei, sagte Bauernpräsident
Gerd Sonnleitner. (dapd/Foto:
dapd)  LEITARTIKEL SEITE 2

WIRTSCHAFTSLEXIKON

Der Präsident der EU-Kommission fordert eine schnelle Einigung der
EU-Staats- und Regierungschefs auf eine Ausweitung des Euro-Garantiefonds.
Der Chef dieser Einrichtung hält das aber nicht für nötig.

Will sein musisches Profil
schärfen: das Trifels-Gymnasi-
um in Annweiler.  FOTO: IVERSEN

„Seite an Seite“ mit der Kanzle-
rin: José Manuel Barroso.
 FOTO: DAPD

www.rheinpfalz.de

Heute feiert der spanische Tenor Plácido Do-
mingo seinen 70. Geburtstag. Der Sänger ist
einer der außergewöhnlichsten Künstler un-
serer Zeit.   KULTUR

„Mehr Wertschätzung für Lebensmittel“

RHEINPFALZ ONLINE

Mieter, die einen Stellplatz für ihr Auto mit
der Wohnung oder separat mieten, haben
ein Anrecht darauf, diesen auch nutzen zu
können.  RATGEBER BAUEN UND WOHNEN

Türkei oder Zypern statt Tunesien

Eine neue Hilfsfunktion in der Internet-Aus-
kunft der Bahn erleichtert das Auffinden von
besonders günstigen Sparpreis-Tickets für
Reisen mit Fernzügen.  WIRTSCHAFT

Im Kampf gegen den
Klimawandel setzt Europa
auf Verschmutzungsrechte.

BÖRSEN-TREND

Trotz neuer Gesetze scheren
sich viele Banken nicht um
die Herkunft des Geldes.

SPORT

Ende der Parkplatzsuche

Bahn-Sparpreise leichter zu finden

Die Jahrhundertstimme

AUS DER PFALZ

CO2-Rechte:
EU setzt Handel
vorübergehend aus

Barroso bekräftigt:
Euro-Schirm vergrößern

Saarland:
Sozialministerin
soll Müller beerben

Geld stinkt nicht
Warum es Diktatoren immer noch gelingt, Millionen in Tresoren Schweizer Banken zu verstecken
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